Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 34. —— 


(Nr. 5432.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Auguſt 1861., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde⸗ 
Chauſſee von der Vorſt⸗Anrather Gemeinde-Chauſſee in Vorſt bis zur 
Voſſenhof-Muͤhlhauſer Bezirksſtraße bei Brimterhof im Kreiſe Kempen, 
Regierungsbezirk Duͤſſeldorf. ER 


x 


meinde⸗Chauſſee von der Vorſt⸗Anrather Gemeinde-Chauffee in Vorſt bis zur 
Voſſenhof⸗Muͤhlhauſer Bezirksſtraße bei Brimterhof im Kreiſe Kempen, Re⸗ 
elne Duͤſſeldorf, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Ge⸗ 

meinden Vorſt und Oedt das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee 


bau⸗ und Unterhaltungs⸗Makerialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗ 
Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will 
Ich den genannten Gemeinden gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemaͤßi⸗ 
gen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 


Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
uͤber die Befreiungen, ſowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zuſätz⸗ 
lichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 


Shauffeepolizei- Vergeben auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 

Kenntniß zu bringen. as | 
Baden-Baden, den 14. Auguſt 1861, 


Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1861. (Ar. 54325433.) 101 (Nr. 5433.) 
a Ausgegeben zu Berlin den 27. September 1861. 


N. Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ a 
erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſee⸗ 


nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 


geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der 2 
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(Nr. 5433.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Auguſt 1861., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
8 kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Siſtig uͤber Rinnen nach Soetenich im Kreiſe Schleiden, 

Regierungsbezirk Aachen. 


Mae Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde-Chauffee von Siſtig, an der Schleiden⸗Schmidtheimer Bezirksſtraße, über 
Rinnen nach Soetenich, an der Wallenthal-Rundenſteiner Prämienſtraße, im 
Kreiſe Schleiden, Regierungsbezirk Aachen, genehmigt habe, verleihe Ich hier⸗ 
durch den Gemeinden Siſtig und Rinnen, ſowie den Gemeinden Soetenich, 
Buͤrgermeiſterei Call, und Soetenich, Buͤrgermeiſterei Keldenich, das Expropria⸗ 
tionsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das 
Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Materialien, nach 
Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf 
dieſe Straße. Zugleich will Ich den vorgenannten Gemeinden gegen Uebernahme 
der künftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betref⸗ 
fenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗ 
Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen 
1 der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. 


Der gegenwartige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Baden⸗Baden, den 14. Auguſt 1861. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


x (Ir. 5434.) 


gen u 


(Nr. 5434.) Mlerhöchfter Erlaß vom 21. Auguſt 1861. betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde⸗ 
reſp. Forſt⸗Chauſſee von der Bonn- Trierer Bezirksſtraße im fiskaliſchen 
Kunowalde durch den Gemeindebezirk von Carl nach der Pruͤm-Birken⸗ 
felder Bezirksſtraße in Großlittgen, im Kreiſe Wittlich, Regierungsbezirk 
Trier. N 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge⸗ 
meinde⸗ reſp. Forſt⸗Chauſſee von der Bonn⸗Trierer Bezirksſtraße im fiskaliſchen 
Kunowalde durch den Gemeindebezirk von Carl nach der Pruͤm⸗Birkenfelder 
Bezirksſtraße in Großlittgen, im Kreiſe Wittlich, Regierungsbezirk Trier, geneh⸗ 
migt habe, verleihe Ich hierdurch den Gemeinden Carl, Großlittgen und der 
fiskaliſchen Forſtverwaltung das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee 
erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ 
und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den 
betreffenden Gemeinden und der Forſtverwaltung gegen Uebernahme der kuͤnftigen 
chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Shaufee- 
geldes nach den Beſtimmungen des für die Stgats⸗Chauſſeen jedesmal gelten- 
den Aber ee B einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmun⸗ 

tiber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zu⸗ 
ſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem 
Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen 
der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Gefek-Sammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. . 


Oſtende, den 21. Auguſt 1861. 
Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fiir Handel, Gewerbe und ‚öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Fr. 54845435.) . r. 5435.) 


. 


(Ir. 5435.) Allerböchſter Erlaß vom 26. Auguſt 1861., betreffend den Eiſenbahn⸗Anſchluß 8 
5 der Kohlenzeche „Prosper“ in der Buͤrgermeiſterei Borbeck an den Bahn: 
hof Oberhauſen der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn. 


Be Ich will nach Ihrem Antrage vom 16. Auguſt d. J. zu der von der Aren⸗ 
Rn: bergſchen Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüͤttenbetrieb zu Eſſen beabſich⸗ 
tigten Herſtellung und Benutzung einer mit Lokomotiven zu befahrenden Eiſen⸗ 
bahn für Kohlentransporte von dem Schachte „Prosper“ ihrer Steinkohlen⸗ 
Zeche „Maximilian“ in der Buͤrgermeiſterei Borbeck, nach dem Bahnhofe Ober⸗ 
hauſen der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn, ſowie zu dem Anſchluſſe an die letztge⸗ 
nannte Bahn nach Maaßgabe des Mir vorgelegten Plans hierdurch Meine 
Genehmigung unter der Bedingung ertheilen, daß anderen Unternehmern ſo⸗ 
wohl der Anſchluß an die Bahn mittelſt Zweigbahnen, als auch die Benutzung 
der Hauptbahn gegen zu vereinbarende, eventuell von Ihnen feſtzuſetzende Fracht⸗ 
ae oder Bahngeldſaͤtze vorbehalten bleibt. Zugleich beſtimme Ich, daß die in dem 
SE Geſetze über die Eifenbahn - Unternehmungen vom 3. November 1838, ergan⸗ 
= genen Vorſchriften über die Expropriation auf dieſes Unternehmen Anwendung 
finden ſollen. Die fuͤr die Bauausführung wegen des zeitweiſen Einfluſſes der⸗ 
ſelben ſowohl auf die Betriebsverhaͤltniſſe der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn, als 


den beſonderen Vorſchriften bleiben Ihrer Feſtſtellung uͤberlaſſen. 
Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Oſtende, den 26. Auguſt 1861. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5436.) 


auf den Verkehr der Duͤſſeldorf⸗Muünſterſchen Staatsſtraße nothwendig werden⸗ 7 


h 
ö 


(Nr. 5436.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. Auguſt 1861., betreffend die Genehmigung des 
von dem Generallandtage der Weſtpreußiſchen Landſchaft beſchloſſenen Zu⸗ 
ſatzes zu §. 43. des Reglements der Weſtpreußiſchen Landſchaft vom 
25. Juni 1851. . 


Ai Ihren Bericht vom 20. Auguſt d. J. will Ich dem von dem General⸗ 
landtage der Weſtpreußiſchen Landſchaft in der Sitzung vom 25. Juni d. J. 
beſchloſſenen Zuſatze zu H. 43. des unterm 25. Juni 1851. beſtaͤtigten „Regle⸗ 
ments der Weſtpreußiſchen Landſchaft ꝛc.“ (Geſetz- Sammlung von 1851. 
S. 524. ff.), dahin lautend: 5 f 


„Die ausgefuͤllten Zinsanweiſungen und Talons werden fortan nicht 
mehr von den Mitgliedern der Provinzialdirektion oder des Departe⸗ 
mentskollegiums unterſchrieben, ſondern mit einem die Namen derſelben 
enthaltenden Stempel bedruckt. Jeder Kupon und Talon wird aber 
von demjenigen Beamten unterſchrieben, der mit der Ausfuͤllung beauf- 
tragt iſt;“ d ö 

hierdurch die landesherrliche Genehmigung ertheilen. | 
Dieſer Mein Erlaß ift durch die Gefeg- Sammlung zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 
HOſtende, den 26. Auguſt 1861. 


Wilhelm. 
Gr. v. Schwerin. 
An den Miniſter des Innern. 


(Ir. 5437.) Statut des Verbandes zur Senkung der Arys-Gewaͤſſer. Vom 30. Auguſt 
1861. 

Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 

verordnen, auf Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz⸗Sammlung 

vom Jahre 1853. S. 182.), nach Anhoͤrung der Betheiligten, was folgt: 


St 
‚Unter der Benennung: 
„Verband zur Senkung der Arys-Gewaͤſſer“, 


wird eine Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten gebildet. 
(Nr. 54365437.) Der 


— m — 5 


; Der Verband hat feinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Johan⸗ 9 
nisburg. d 5 3 | 


H. 2. 
Zweck des Verbandes iſt: 


den Arysfluß oberhalb der in der Stadt Arys belegenen Muͤhle 
und alle Seen, deren Waſſer durch den Arysfluß nach dem Spirding⸗ 
See abfließt, namentlich den Arys⸗, Roſtker⸗, Kalli⸗, kleinen und großen 
Krackſtein⸗, großen und kleinen Druglin⸗, Leszonezy⸗, Tulewo⸗, Lypiens⸗ 
ker, Sdeder⸗- oder Kotten-See und alle in dieſe Seen abwaͤſſernde Seen 
um mehrere Fuß gegen den bisherigen gewoͤhnlichen Waſſerſpiegel zu 
ſenken, dadurch Seegrund trocken zu legen und die an den Seen bele⸗ 
genen Laͤndereien zu entwaͤſſern. 


Der Verband hat zu dieſem Zweck das Stauwerk der Waſſermuͤhle in 
Arys zu erwerben und abzubrechen, die im Koſtenuͤberſchlage Nr. 2. des Tech⸗ 
nikers Waas vom 20. Oktober 1846, bemerkten Anlagen Behufs Senkung 
der Seekette bis zum Kottenſee und außerdem etwaige oberhalb des Kottenſees 
erforderlichen Arbeiten auszufuͤhren und die Hauptwaſſerzuͤge zu unterhalten. 


Der Koſtenuͤberſchlag des Technikers Waas bleibt der Superreviſion und 
Feſtſtellung des Miniſters fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten unter⸗ 
worfen, mit deſſen Genehmigung auch im Laufe der Ausführung Abaͤnderun⸗ 
gen des Projektes und Anſchlages vorgenommen werden können. Die oberhalb 
des Kottenſees auszufuͤhrenden Arbeiten beſtimmt der Vorſtand des Verbandes 
unter Genehmigung des genannten Miniſters. Binnenentwaͤſſerungen und Be⸗ 


waͤſſerungsanlagen zur Verbeſſerung des trocken gelegten Seegrundes, ſowie 


des entſumpften Environs, hat der Vorſtand des Verbandes auf Koſten der 
ſpeziell dabei Betheiligten zu vermitteln und noͤthigenfalls durchzufuͤhren, nach⸗ 
dem der Plan dazu, ſowie das Beitragsverhaͤltniß dem Vortheil eines Jeden 
entſprechend von den Staats- Verwaltungsbehoͤrden feſtgeſtellt iſt. Die Unter⸗ 
haltung ſolcher Anlagen hat der Vorſtand ebenfalls zu beaufſichtigen. 


H. 3. 


Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Anlagen und uͤber die Grund⸗ 
ſtücke des Verbandes iſt ein Lagerbuch vom Direktor des Verbandes zu führen 
und vom Vorſtande feſtzuſtellen. g 


H. 4. 


Der Verband iſt befugt, ſoweit dies zur Ausführung des Meliorations⸗ 
planes nothwendig iſt, die Aufhebung der Stauwerke der Muͤhle in Arys und 
die Abtretung fremden Grund und Bodens, die Einraͤumung einer Servitut 
und die vorübergehende Nutzung von Grundſtuͤcken gegen Entſchaͤdigung nach 
5 5 den 
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den Beſtimmungen des Geſetzes vom 15. November 1811. (Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr 1811. S. 352.) zu verlangen. 5 a 

Die Genoſſen des Verbandes haben den erforderlichen Grund und Bo⸗ 
den zur Regulirung der Entwaͤſſerungszuͤge unentgeltlich herzugeben und ſollen 
nur in den Faͤllen, wo der Werth der abzutretenden Grundſtuͤcke mit der Gras⸗ 
nutzung der Boͤſchungen oder den ſonſtigen beſonderen Vortheilen des Beſitzers 


in keinem angemeſſenen Verhaͤltniſſe ſteht, eine nach der Vorſchrift des genann⸗ 


ten Geſetzes durch Schiedsrichter zu regulirende Entſchaͤdigung erhalten. 


H. 5. 


Die beſtehenden Bruͤcken auf den Entwaͤſſerungszuͤgen find, nachdem fie 
auf Koſten des Verbandes umgebaut ſind, von denjenigen im normalmaͤßigen 
Zuſtande zu unterhalten, welchen die Unterhaltung bisher oblag. Wenn die 
Bruͤcken bei dem Umbau erheblich größer als bisher werden, fo hat der Ver⸗ 
19099 den Unterhaltungspflichtigen für die Vergroͤßerung feiner Laſt zu ent⸗ 
ſchaͤdigen. a Fe 


Die durch die Entwaͤſſerungszuͤge nothwendig werdenden neuen Brücken 


hat der Verband allein zu unterhalten. 


H. 6. 


Die Genoſſen des Verbandes und das Verhaͤltniß ihrer Beitragspflicht 
zur Herſtellung und Unterhaltung der gemeinſamen Anlagen find durch ein Fa⸗ 
kaſter feſtzuſtellen, welches der Regierungskommiſſarius entwirft. Das Ver⸗ 
haͤltniß des Vortheils an der Melioration bildet den Maaßſtab dabei. 


Der Entwurf dieſes Kataſters iſt bei den Landrathsaͤmtern zu Johan⸗ 
nisburg und Lyck und extraktlich bei den Gemeindevorſtaͤnden offen zu legen, 
auch den Gütern, welche einen beſonderen Gutsbezirk bilden, extraktlich mitzu⸗ 
theilen; zugleich iſt im Amtsblatte der Regierung zu Gumbinnen und in den 
Kreisblaͤttern der Kreiſe Johannisburg und Lyck eine vierwoͤchentliche Friſt be⸗ 
kannt zu machen, innerhalb welcher bei dem Kommiſſarius Beſchwerde erhoben 
werden kann. 


Der Kommiſſarius hat die erhobenen Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdefuͤhrer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtaͤndigen zu unterſuchen. N 1 

Die Sachverſtaͤndigen find hinſichtlich der Grenzen des Inundationsge⸗ 
bietes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthigen⸗ 
falls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Bonität zwei oͤkonomiſche Sach⸗ 
verſtaͤndige, denen bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhaͤltniſſe 
ein Waſſerbauverſtaͤndiger beigeordnet werden kann. 


Die Sachverſtaͤndigen werden von der Regierung ernannt. 


(Ar, 5437.) Mit 


| Mit dem Reſultat der Unterſuchung werden die Betheiligten, naͤmlich die 1 


Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Vorſtandsdeputirte andererſeits, bekannt ge⸗ 


macht. Sind beide Theile mit. dem Reſultat einverſtanden, fo hat es dabei 
ſein Bewenden und wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt. Anderenfalls wer⸗ 
den die Akten der Regierung eingereicht zur Entſcheidung uͤber die Beſchwer⸗ 
den. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Be⸗ 
ſchwerdefuͤhrer. 


Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenhei⸗ 
ten zulaͤſſig. 


i Nach erfolgter Feſtſtellung wird das Kataſter von der Regierung zu 
Gumbinnen ausgefertigt und dem Vorſtande zugeſtellt. : 


Bis zur Feſtſtellung des Kataſters verfügt die Regierung zu Gumbin⸗ 
nen nach Anhörung des Vorſtandes über das interimiſtiſche Beitragsverhaͤltniß, 
welches, vorbehaltlich der Ausgleichung, der Einziehung von Beitraͤgen zum 
Grunde zu legen iſt. 


NE 
Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Anlage und 


Unterhaltung ruht mit der Sozietaͤtspflicht gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten 
und Abgaben als Reallaſt unabloͤslich auf den verpflichteten Grundſtuͤcken. 


Die Beitraͤge ſind auf das Ausſchreiben des Direktors in den darin zu 
bezeichnenden Terminen zur Kaſſe des Verbandes bei Vermeidung der admini⸗ 
ſtrativen Exekution einzuzahlen. 


Innerhalb der Gemeinden bewirken deren Vorſteher die Einziehung und 
Abfuͤhrung zur Kaſſe des Verbandes. 


Die Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer oder andere 
Beſitzer der verpflichteten Grundſtuͤcke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die 
eigentlich Verpflichteten. 


H. 8. 


An den vom Verbande zu unterhaltenden Haupt⸗Entwaͤſſerungszuͤgen 
muͤſſen drei Fuß, vom oberen Rande der Boͤſchung ab gerechnet, unbeackert 
und mit dem Weidevieh verſchont bleiben. Auch Baͤume und Hecken duͤrfen 
auf dieſer Flaͤche nicht geduldet werden. Bei der Raͤumung muͤſſen die Eigen⸗ 
thuͤmer der angrenzenden Grundſtuͤcke den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen 
dagegen zufällt, aufnehmen und binnen vier Wochen nach der Raͤumung — 
wenn aber die Raͤumung vor der Erndte geſchieht, binnen vier Wochen nach 
der Erndte — bis auf Eine Ruthe Entfernung von dem Borde wegſchaffen. 
Aus beſonderen Gruͤnden kann der Direktor dieſe Friſt abaͤndern. Ausnahmen 
von den Beſtimmungen dieſes Paragraphen koͤnnen in einzelnen Faͤllen a 
i i or⸗ 


Vorſtande des Verbandes mit Genehmigung der 


u 
Wo die Eigenthuͤmer der angrenzenden Ländereien) durch die Graben keinen 
Vortheil haben, ſoll ihnen die Fortſchaffung des Auswurfs gegen ihren Willen 
nicht auferlegt werden. e 


H. 9. 


Der Verhand ſteht unter der Aufficht der Regierung zu Gumbinnen als 
Landespolizeibehoͤrde und in hoͤherer Inſtanz des Miniſters fuͤr die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten. Die Regierung hat darauf zu halten, daß die 
Beſtimmungen des Statuts beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und erhal⸗ 
ten und die etwaigen Schulden regelmaͤßig verzinſt und getilgt werden. 

Die Regierung entſcheidet über die Beſchwerden gegen die Beſchluͤſſe des 
Vorſtandes und des Direktors, ſofern der Rechtsweg nicht zulaͤſſig und ein⸗ 
geſchlagen iſt, und ſetzt ihre Entſcheidung nöthigenfalls exekutiviſch in Vollzug. 


Die Regierung iſt befugt, von der Verwaltung des Verbandes jederzeit 


Kenntniß zu nehmen, nach Anhoͤrung des Vorſtandes eine Geſchaͤftsanweiſung 


für den Verband zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 11. Marz 
1850. uͤber die Polizeiverwaltung die noͤthigen Polizeiverordnungen zu erlaſſen 
zum Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beaufſichtigenden 
Anlagen. 25 


F. 10. 


Wenn der Vorſtand es unterlaͤßt oder verweigert, die dem Verbande 
nach dieſem Statute oder ſonſt geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haus⸗ 
haltsefat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, fo läßt die Regierung 
nach Anhoͤrung des Vorſtandes die Eintragung in den Etat von Amtswegen 
bewirken, oder ſtellt die außerordentlichen Ausgaben feſt und verfügt die Ein⸗ 


ziehung der erforderlichen Beitraͤge. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht dem Vor⸗ 


ſtande innerhalb zehn Tagen die Berufung an den Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten zu. 


$. 11. 


Die Regierung hat auch darauf zu halten, daß den Beamten des Ver⸗ | 


bandes die ihnen zukommenden Beſoldungen unverkuͤrzt zu Theil werden und 
etwaige Beſchwerden Darüber zu entſcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


§. 12. 


Die Angelegenheiten des Verbandes werden durch einen Vorſtand gelei⸗ | 


tet, welcher aus einem Direktor und fünf Mitgliedern befteht. 


Der Direktor und fein Stellvertreter werden von der Regierung zu Gum⸗ 
binnen ernannt. 
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n „geſtattet werden. 


Die fünf Mitglieder werden dagegen ernannt reſp. erwaͤhlt: 
) von dem Domainen⸗ und Forſtfiskus Ein Mitglied; 


2) von den zum Verbande gehoͤrigen Beſitzern ſelbſtſtaͤndiger Guͤter zwei 
Mitglieder; 


3) von der Stadt Arys, den Dorfgemeinden und allen uͤbrigen Grundbe⸗ 
ſitzern zwei Mitglieder. i 


Fuͤr jedes Mitglied iſt auch ein Stellvertreter zu erwaͤhlen. 


Die Mitglieder ad 2. und deren Stelloertreter werden von den zum 
Verbande gehörigen Beſitzern ſelbſtſtaͤndiger Güter reſp. von ihren Bevollmaͤch⸗ 
tigten und geſetzlichen Vertretern, die Mitglieder ad 3. und deren Stellvertreter 
von den Vorſtehern ſaͤmmtlicher Gemeinden, zu welchen die übrigen bei dem 
Verbande betheiligten Grundbeſitzer gehören, durch abſolute Stimmenmehrheit 
gewaͤhlt. Dabei wird die Stimme jedes waͤhlenden Vorſtehers gezaͤhlt nach 
der Morgenzahl, welche er vertritt. Sobald das Katafter feſtgeſtellt iſt, erfolgt 
die Zaͤhlung der Stimmen bei den Wahlen nach der Normalmorgenzahl, welche 
der Waͤhler vertritt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Die Wahl 
gilt fuͤr ſechs Jahre. Der Ausſcheidende kann wieder gewaͤhlt werden. 


Die Regierung zu Gumbinnen ernennt die Wahlkommiſſarien. Die Prü- 
fung der Wahlen ſteht dem Vorſtande ſelbſt zu. 


Im Uebrigen finden bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 
pflichtung zur Annahme der Wahl die Vorſchriften uͤber Gemeindewahlen An⸗ 
wendung. : 


Die Stellvertreter nehmen in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
Mitgliedes ſeine Stelle ein und treten fuͤr das Mitglied ein, wenn daſſelbe 
waͤhrend der Wahlzeit ſtirbt oder ſeinen Wohnſitz in der Gegend aufgiebt. 


$. 13, 


Der Vorſtand hat uͤber alle Angelegenheiten des Verbandes zu beſchlie⸗ 
e dieſelben nicht dem Vorſitzenden (Direktor) uͤberwieſen ſind, ins⸗ 
eſondere: 


a) über die zur Erfüllung der Sozietaͤtszwecke nothwendigen und nuͤtzlichen 
Einrichtungen und uͤber die Bauanſchlaͤge; 


b) über den Jahresetat und die erforderlichen gewöhnlichen und außerge- 
woͤhnlichen Ausſchreiben, ſowie über die Decharge der Jahresrechnungen; 


c) uͤber etwaige Anleihen; 
d) über Verträge (ſiehe jedoch H. 21); 


e) uͤber Benutzung der etwa zu erwerbenden Grundſtüͤcke oder des ſonſtigen 
Vermoͤgens des Verbandes; 
) über 
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f) über die Annahme des Rendanten und die er i derlichen Unterbeamten; 5 
8) über die Geſchaͤftsanweiſungen; i 
h) über die Revifion der Anlagen durch einen qualifizirten Baubeamten. 


Die Ausfuͤhrung der Beſchluͤſſe des Vorſtandes erfolgt durch den Vor⸗ 
ſitzenden. Der Vorſtand iſt aber berechtigt, von der Ausführung der Beſchluͤſſe 
ſich Ueberzeugung zu verſchaffen. Beſchluͤſſe des Vorſtandes, welche der Vor⸗ 
ſitzende fuͤr geſetzwidrig oder dem Gemeinwohl nachtheilig erachtet, hat derſelbe 
zu beanſtanden und die Entſcheidung der Regierung einzuholen. 


H. 14. 


Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 
a) zu den Projekten uͤber den Bau neuer Anlagen; 
b) zu Anleihen; : 
c) zur Veräußerung von Grundſtuͤcken des Verbandes. 


H. 15. 


Der Vorſtand verſammelt ſich auf Berufung des Vorſitzenden alle Jahre 
mindeſtens einmal im Monat Mai. Die Art und Weiſe der Zuſammenberu⸗ 
fung wird vom Vorſtande ein- für allemal feſtgeſetzt. Die f e en 
erfolgt unter Angabe der Gegenſtaͤnde der Verhandlung; mit Ausnahme drin⸗ 
gender Faͤlle muß dieſelbe wenigſtens ſieben freie Tage vorher ſtattfinden. 


§. 1% 


Die Mitglieder des Vorſtandes ſind an Inſtruktionen der Genoſſen des 
Verbandes nicht gebunden. Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit ge⸗ 
faßt. Jedes Mitglied hat gleiches Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Der Vorſtand kann nur beſchließen, 
wenn außer dem Direktor drei Mitglieder erſchienen ſind. 


Eine Ausnahme findet ſtatt, wenn der Vorſtand, zum dritten Male zur 
Verhandlung uͤber denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in ge⸗ 
nuͤgender Zahl erſchienen iſt. Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung 
muß auf dieſe Beſtimmung ausdruͤcklich hingewieſen werden. 


H. 1 75 


N An Verhandlungen uͤber Rechte und Pflichten des Verbandes 1 der⸗ 
jenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Wider⸗ 
ſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung ſelbſt mit Huͤlfe der Stellver⸗ 
treter eine beſchlußfaͤhige Verſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der Vor⸗ 
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Ä fißende oder, wenn auch fer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt iſt, die 
Regierung für die Wahrung der Intereſſen des Verbandes zu ſorgen und noͤ⸗ 
thigenfalls einen beſonderen Vertreter fuͤr denſelben zu beſtellen. i 


F. 18. 


Die Beſchluͤſſe des Vorſtandes und die Namen der dabei anweſend ge⸗ 
weſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. 


Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens zwei Mitgliedern un⸗ 
terzeichnet. ; 


H. 19. 


Der Direktor des Verbandes fuͤhrt die Geſammtverwaltung und hand⸗ 
habt die Polizei zum Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu 
beaufſichtigenden Anlagen. In einzelnen Faͤllen kann ſich der Direktor durch 
ein anderes Mitglied des Vorſtandes vertreten laſſen; jedes Mitglied des letz⸗ 
teren iſt verbunden, Auftraͤge des Vorſitzenden zu uͤbernehmen. Der Vorſitzende 
hat insbeſondere: 5 


a) den Verband nach Außen und in Prozeſſen zu vertreten. Zu Vertraͤ⸗ 5 


gen und Schuldurkunden iſt eine nach H. 18. zu vollziehende Urkunde 
oder Vollmacht des Vorſtandes erforderlich (ſiehe jedoch H. 21.)) 


b) die Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen und das Kaſſen⸗ und Rech⸗ 
nungsweſen zu uͤberwachen; 

c) die Sozietaͤtsbeitraͤge nach dem Etat und den Beſchluͤſſen des Vorſtan⸗ 
des auszuſchreiben und die Beitreibung zu bewirken; 


d) die Unterbeamten zu beaufſichtigen und die Ausfuͤhrung der Bauten an⸗ 
zuordnen und zu leiten. a 


H. 20. 


Alljaͤhrlich im Fruͤhjahr — vor der ordentlichen Jahresverſammlung des 
Vorſtandes — findet eine Hauptſchau der Anlagen des Verbandes ſtatt. Die⸗ 
ſelbe erſtreckt ſich auch auf die vom Verbande zu beaufſichtigenden Anlagen. 


Der Direktor hält die Schau mit Zuziehung von zwei Vorſtandsmitgliedeen 


als Miturtheilern ab, welche in der ordentlichen Jahresverſammlung vom Vor⸗ 
ſtande beſtimmt werden. 


Ueber den Befund und die Beſchluͤſſe der Schaukommiſſion iſt ein Pro⸗ 
tokoll aufzunehmen. Die Schau wird oͤffentlich bekannt gemacht, damit jeder 
Betheiligte derſelben beiwohnen kann. So oft es erforderlich ift, ſoll in glei⸗ 
cher Weiſe im September eine Nachſchau abgehalten werden. | 
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Ermeſſen an und holt nur in zweifelhaften Faͤllen — oder wenn er mit den 
Miturtheilern nicht uͤbereinſiimmt — den Beſchluß des Vorſtandes ein. Ob 
die Ausfuͤhrung auf Rechnung durch die Unterbeamten, ausnahmsweiſe auch 
durch ein Mitglied des Verbandes, oder einen Gemeindevorſtand, oder durch 
Entrepriſe zu geſchehen hat, daruͤber ſetzt der Vorſtand gewiſſe Grundſaͤtze feſt, 
unbeſchadet deren in dringenden Faͤllen der Direktor nach eigenem Ermeſſen 
verfaͤhrt. Zu Entrepriſekontrakten zur Unterhaltung der Anlagen bedarf der 
Direktor einer Vollmacht nicht. N 


Was die Schau für die vom Verbande nur zu beauffichtigenden Anla⸗ 
en betrifft, ſo iſt das Ergebniß der Schau in gleicher Weiſe feſtzuſtellen, den 
Batelligten vom Direktor danach Anweiſung zu ertheilen und die Befolgung 


noͤthigenfalls im Wege der adminiſtrativen Exekution von ihm zu erzwingen. 


5 H. 22, 
ä Zur ſpeziellen Beaufſichtigung der Anlagen und zur Ausfuͤhrung der die 


Unterhaltung der Sozietaͤtsanlagen betreffenden Arbeiten hat der Direktor auf 


Beſchluß des Vorſtandes die erforderlichen Unterbeamten anzuſtellen und eidlich 
zu verpflichten. Be 


Der Direktor kann gegen dieſe Unterbeamten Disziplinarftrafen bis zur 


Hoͤhe von drei Thalern Geldbuße verfuͤgen, noͤthigenfalls ihnen auch die Aus⸗ 


uͤbung der Amtsverrichtungen vorlaͤufig unterſagen. 
5 H. 23. 
i Der Direktor iſt befugt, wegen der die Anlagen betreffenden polizeilichen 
Uebertretungen die Strafe — bis zu fuͤnf Thaler Geldbuße oder drei Tage 
Gefaͤngniß — vorlaͤufig feſtzuſetzen, nach dem Geſetze vom 14. Mai 1852. 
Die vom Direktor allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen 
zur Sozietaͤtskaſſe. a . | 
H. 24. 


Auf Beſchluß des Vorſtandes find die Anlagen des Verbandes ruͤckſicht⸗ 


lich ihrer normalmaͤßigen Beſchaffenheit durch einen qualifizirten Bauſachver⸗ 


ſtaͤndigen, fo oft es erforderlich, zu revidiren. Bei neuen Anlagen und größe 
ren Unterhaltungsarbeiten hat der Direktor durch einen ſolchen Baufachverftän- 
digen den Anſchlag vorher fertigen und die Ausführung inſpiziren und abneh⸗ 


men zu laſſen. 


(Nr. 5437.) H. 25. 


Die gewöhnliche Unterhaltung der Sozietätsanlagen ordnet der Direktor 
nach dem Befund der Schauen, in dringenden Faͤllen auch ſonſt nach eigenem 
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H. 25. 


5 Zur Fuͤhrung der Kaſſengeſchaͤfte engagirt der Vorſtand einen Rendan⸗ 
ten, welcher durch Handſchlag an Eidesſtatt vom Vorſitzenden in einer Ver⸗ 
ſammlung des Vorſtandes verpflichtet wird. 


Der Rendant hat nach den Anweiſungen des Vorſitzenden die Einnah⸗ 
men und Ausgaben zu bewirken und den Etat aufzuſtellen. Die Jahresrech⸗ 
nung pro Kalenderjahr iſt bis zum 1. Maͤrz dem Borſthenden zu uͤbergeben, 
welcher dieſelbe durch einen Rechnungsverſtaͤndigen und außerdem ſelbſt und 
durch ein vom Vorſtande alljährlich hiefuͤr zu bezeichnendes Mitglied der Vor⸗ 
prüfung unterwirft. Vierzehn Tage vor der ordentlichen Jahresverſammlung 
des Vorſtandes ſind Etat und Jahresrechnung im Buͤreau des Direktors zur 
Einſicht jedes Mitgliedes des Verbandes offen zu legen. 


H. 26. 


Der Vorſitzende und die Mitglieder des Vorſtandes bekleiden Ehren⸗ 
poſten. Dem Direktor ift eine Entſchaͤdigung für Buͤreauaufwand zu gewaͤh⸗ 
ren, welche die Regierung auf Anhören des Vorſtandes feſtſetzt. Für die 
Schauen erhält der Direktor und jedes Theil nehmende Vorſtandsmitglled eine 
Fuhrkoſten⸗Entſchaͤdigung von zwei Thalern pro Tag und Perſon. 


$. 27. 


Die erſte Ausfuͤhrung der Meliorationsanlagen leitet der Regierungs⸗ 
kommiſſarius — welcher wahrend des Baues als Direktor des Verbandes fun- 
girt — mit Huͤlfe des ihm zugeordneten Baubeamten. Der Vorſtand, und 
bis zu deſſen Konſtituirung der am 9. Juni 1860. gewaͤhlte interimiſtiſche, aus 
fünf Mitgliedern beſtehende Sozietaͤtsausſchuß, unterſtuͤtzen ihn dabei und neh⸗ 

men die Rechte des Verbandes wahr. 


Der Ausſchuß hat den Verband nach Außen zu vertreten; derſelbe kann 
insbeſondere Grundſtuͤcke erwerben, Anleihen kontrahiren, ſowie alle ſonſtigen 
Rechtsgeſchaͤfte Namens des Verbandes ausfuͤhren und letzteren dadurch rechts⸗ 
verbindlich verpflichten. 


Ein Baubeamter der Regierung revidirt die Arbeiten. 


Nach erfolgter Ausfuͤhrung werden die Anlagen von dem Regierungs⸗ 
kommiſſarius dem Vorſtande des Verbandes uͤbergeben mit der Baurechnung 
und einem Nachweis der ausgeführten Anlagen und der Inventarienſtuͤcke. 
Streitigkeiten, welche dabei entſtehen möchten, werden von der Regierung zu 
Gumbinnen, in hoͤherer Inſtanz von dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen 


Angelegenheiten entſchieden, ohne daß der Rechtsweg zulaͤſſig iſt. 
Die 


Die Baurechnung wird nach Anhoͤren 
der Regierung dechargirt. Bi 


Die Remuneration des Regierungskommiſſarius und des Baubeamten 
waͤhrend der Bauzeit wird aus der Staatskaſſe beſtritten. ; 
H. 28. 8 


a Abaͤnderungen des vorſtehenden Statuts koͤnnen nur unter landesherr⸗ 
licher Genehmigung erfolgen. s 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 5 


Gegeben Oſtende, den 30. Auguſt 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Puͤckler. v. Bernuth. 


(Nr. 5438.) Bekanntmachung, betreffend die Aufhebung des Regulativs wegen Anlage von 
N Dampfkeſſeln vom 6. September 1848. und der Nachtraͤge zu demſelben 
vom 19. Januar 1855. und 6. Auguſt 1856. Vom 31. Auguſt 1861. 


N Regulativ, betreffend die Anlage von Dampfkeſſeln vom 6. September 
1848. (Geſetz⸗Sammlung S. 321.) und die Nachtraͤge zu demſelben vom 
19. Januar 1855. (Geſetz⸗Sammlung S. 32.) und vom 6. Auguſt 1856, 
(Geſetz⸗Sammlung S. 707.) find durch ein heut erlaſſenes Regulativ, betref⸗ 
fend die Anlage von Dampfkeſſeln, aufgehoben, welches durch die Amtsblaͤtter 
der Königlichen Regierungen veröffentlicht werden wird. 


Berlin, den 31. Auguſt 1861. 


i Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. s 


Nr. 54375440) (Nr. 5439,) 
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nuntmachung der unterm 2¹ Auguſt 1861. erfolgten Allerhoͤchſten Geneh⸗ 
migung der Statut⸗Aenderungen der Bergbaugeſellſchaft „Vereinigte Weſt⸗ 
phalia“ in Dortmund. Vom 5. September 1861. 


; ar Koͤnigs Majeſtaͤt haben die von der Bergbaugeſellſchaft „Vereinigte 
Weſtphalia“ in Dortmund in der ordentlichen Generalverſammlung vom 5. Juni 
d. J. beſchloſſenen Abaͤnderungen der HH. 18. und 25. des unter dem 9. Auguſt 
1853. beſtaͤtigten Statuts mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 26. Auguſt d. J. 
zu genehmigen geruht, was hierdurch nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes 
über die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken zur 
Öffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der Allerhoͤchſte, die Statut⸗Aenderun⸗ 
gen enthaltende Erlaß durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu 
Arnsberg bekannt gemacht werden wird. 
Berlin, den 8. September 1861. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


Fr. 5439.) Beka 


(Nr. 5440.) Bekanntmachung, betreffend die unterm 21. Auguſt 1861. erfolgte Allerhoͤchſte 
Genehmigung der unter dem Namen „Hagener gemeinnuͤtzige Baugeſell⸗ 
ſchaft“ in Hagen errichteten Aktiengeſellſchaft und die Beſtaͤtigung ihrer 
Statuten. Vom 14. September 1861. 


Des Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 21. Auguſt 
d. J. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen „Hagener ge | 
meinnuͤtzige Baugeſellſchaft“ mit dem Domizil Hagen, im Regierungsbezirk 

. Arnsberg, zu genehmigen und die durch den notariellen Akt vom 18. April 

5 1861. feffgefteihien und verlautbarten Geſellſchaftsſtatuten zu beftätigen geruht, 

9 was hierdurch nach Vorſchrift des §. 3. des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaf⸗ 

ten vom 9. November 1843. mit dem Bemerken zur offentlichen Kenntniß ge⸗ 

bracht wird, daß der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute durch das Amts⸗ 

blatt der Königlichen Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden wird. 
Berlin, den 14. September 1861. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe l 
und öffentliche Arbeiten. Miniſter des Innern. 
v. d. Heydt. Gr. v. Schwerin. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofhuchdruckerei 
(R. Decker), 


